
Richtung laufen, mit größeren 
Schwierigkeiten wieder revidieren 
könnte. Ohnehin wäre ein Zwei­
jahreshaushalt fairerweise nur dann 
möglich, wenn er nicht über das 
Ende einer Legislaturperiode hin­
ausgreift. 

Einen möglichen Ausweg aus der 
Konfrontation Einjahres- und Zwei­
jahreshaushalt deutete Fraktions­
vorsitzender Dr. Fritz Kassmann an. 
Er meinte, man sollte überlegen, ob 
es keinen Weg gibt, den Etat jähr­
lich Im Parlament vorzulegen und 
durch die Abgeordneten kontrol­
lieren zu lassen, ohne die Gesamt­
planung, die man einer modernen 
Regierung für längere Fristen zu­
gestehen muß, zu beeinträchtigen. 

FDP tOr 1-Jahres-Etat 

Erstmalig ist dem Parlament ein 
auf 2 Jahre festgelegter Haushalts­
plan vorgelegt worden. Dieser Vor­
lage lag der In allen Fraktionen ge­
äußerte Wunsch zugrunde, im Inter­
esse rationeller Arbeitsweise und 
besserer Vorausplanung einen 2-
Jahres-Haushalt zu verabschieden. 

So sehr dieses Verlangen gerecht­
fertigt sein mag, so stehen der Ver­
abschiedung eines 2-Jahres-Etats 
doch gewichtige Bedenken gegen­
über. Zu erwähnen ist vor allem die 
zwischenzeitlich beschlossene Ver­
längerung der Legislaturperiode 
von bisher 4 auf 5 Jahre. Ein 2-
Jahres-Haushalt hätte zur Folge, 
daß ein neu gewähltes Parla­
ment In seinen Entscheidungen 
nicht mehr frei, sondern vielmehr 
auf 1 Jahr gebunden wäre. 

Die FDP-Fraktion hat sich mit die­
sem Fragenbereich auf ihrer Klau­
surtagung in Burg Volmarsteln 
befaßt. Eine Lösungsmöglichkeit 
könnte darin liegen, daß der In­
vestitionshaushalt auf 2 Jahre ver­
abschiedet wird, Dies würde bewir­
ken, daß eine stärkere Voraus­
planung gewährleistet ist und die 
genannten Nachteile nicht so 
schwer wiegen. 

Die FDP wird sich nach dem Ergeb­
nis ihrer vielfachen überlegungen 
für die Beibehaltung des 1-Jahres­
Etats aussprechen, zumal dann die 
parlamentarische Kontrolle im bis­
herigen Umfang gewährleistet bleibt. 

Zweimal, 1962 und 1966, stand er 
bei einer Landtagswahl auf verlore­
nem Posten, Beim dritten Anlaut Im 
Juni dieses Jahres klappte es dann 
um so besser, Dr, Frltz Vogt (54), 
Rechtsanwalt und Notar aus LOden­
scheid, zog über die Landesreserve­
I/ste der FDP in den Landtag ein. 
Als parlamentarischer Neuling hatte 
er einen sensationell guten Start, 
Die Mehrheit der FDP-Fraktion no­
minierte Ihn für das Amt des zwei­
ten Landtagsvizepräsidenten, und 
die Mehrheit des Hauses akzep­
tierte diesen Vorschlag, 
Getrübt wurde seine Freude über 
den Erfolg nur durch die wenig er­
freulichen Begleitumstände. Denn 
Dr. Vogts Gegenkandidat bei dieser 
Wahl war - wenigstens damals 
noch - ein Parteifreund: Aus Pro­
test gegen Ihren Landtagsvorsitzen­
den WIIII Weyer hatten die National­
liberalen Innerhalb der FDP-Frak­
tlon Ihren Freund Franz Mader ge­
gen Dr, Vogt gestellt. Dieser Vor­
gang kündigte bereits die inzwi­
schen vollzogene Trennung der 
Nationalliberalen von der FDP an. 
Heute Ist Dr. Vogt davon überzeugt, 
daB sich die FDP gerade wegen 
dieser Spannungen, die seiner An­
sicht nach überwunden sind, von 
Nordrhein-Westfa/en her wieder 
bundesweit profilieren und erneu­
ern kann, Denn der Bruch mit der 
NLA habe eine gewisse Verkramp­
fung innerhalb der FDP gelöst. 
Ohne die Nationalliberalen sei die 
FDP-Landtagsfraktlon zwar kleiner, 
aber geschlossener und selbstbe­
wuBter geworden. 
Auf seine eigene Aufgabe als Land­
tagsvizeprlisldent freut er sich be­
sonders. Obwohl er selbst mehr als 
Politiker des Ausgleichs gilt, der 
gegensätzliche Standpunkte deut­
lich herausarbeitet, um nach Mög­
lichkeiten der Verständigung zu 
suchen, liebt er die politische Aus­
einandersetzung. Deshalb will er 
immer dann, wenn er als Vertreter 
von Landtagsprlisldent Dr, Lenz im 
Plenum amtiert, als Verhandlungs­
führer nicht pingelig sein, 
Als Abgeordneter ist Dr, Vogt so be­
schäftigt wie kaum ein anderer; In 
einer Reihe von Ausschüssen des 
Landtages ist er Voll-Mitglied, stel/­
vertretendes oder nicht stimmbe­
rechtigtes Mitglied. GroBes Inter­
esse bringt er zum Beispiel der 
Arbeit im AusschuB für Verwal­
tungsreform entgegen. SchlieBlich 
hat er 1949 in Marburg mit einer 
Arbeit. über "Die Bedeutung der 
Gebietsabgrenzung für eine Ver­
waltungsreform" promoviert und 
während seiner zehnjährigen Lauf­
bahn als Kommunalpolitiker in die-

2. Vlzeprilideni Dr. Frltz Vogl 

sen Fragen "Fronterfahrung" ge­
sammelt. Als stellvertretendes Mit­
glied gehört Dr, Vogt, in LOden­
scheid auch Schirmherr des Bundes 
der Steuerzahler, übrigens auch 
dem RechnungsprüfungsausschuB 
des Landtages an. 
Dr. Vogt ist im nordrhein-westfäli­
schen Landtag einer der wenigen 
Vertreter der freien Berufe. Viel­
leicht ist er aus diesem Grund ein 
besonders eifriger Verfechter eines 
Gesetzes über die Unvereinbarkeit 
von Amt und Mandat, wie es schon 
in der letzten Legislaturperiode ver­
abschiedet werden sollte (aber an 
der fehlenden Zwei-Drittel-Mehr­
heit scheiterte). Dieses Gesetz wird 
Beamte, die in den Landtag gewählt 
werden, verpflichten, sich bei An­
nahme des Mandats mit einem Teil 
ihrer Bezüge in den Wartestand 
versetzen zu lassen, damit sie nicht 
Gesetze verabschieden, die sie 
selbst dann auch auszuführen ha­
ben. 
Gemeinsam mit seiner Frau, die 
ebenfalls als Rechtsanwalt und No­
tar zugelassen ist, unterhält Dr. 
Vogt In Lüdenscheid eine erfolg­
reiche Anwaltspraxis. Die Ehepaar­
Sozietät gibt ihm die Möglichkeit, 
sich seinem Steckenpferd, der Po­
litik, zu widmen (wobei aus dem 
Steckenpferd mittlerweile ein zwei­
ter Beruf geworden ist). Dritte im 
Bunde ist Tochter Ingrld (16), die 
sich ebenfalls für Politik interessiert 
- sie wurde "aus eigenem Ent­
schluB" - betont der Vater - FDP­
Mitglied. 

Für Hobbys bleibt Dr. Vogt wenig 
Zeit. "Eln biBchen Lesen, ein biB­
chen Rasenmähen, ein biBchen Spa­
zierengehen" - zu mehr langt es 
nicht, es sei denn das Studium ge­
schichtllch-geographischer Schrif­
ten. Ernst-Andreas Z/egier 
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